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SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-3342/09
von Vittorio Agnoletto (GUE/NGL), Vincenzo Aita (GUE/NGL), Giusto Catania (GUE/NGL), Luisa 

Morgantini (GUE/NGL) und Roberto Musacchio (GUE/NGL)
an die Kommission

Betrifft: Italienischer Gesetzentwurf zur Änderung von Artikel 18 des Gesetzes Nr. 349 vom 
8.7.1986 betreffend Umweltschäden sowie Umsetzung des Umweltrechts der Europäischen 
Gemeinschaften

– In der Mitteilung der Kommission KOM(2008)0773 vom 18.11.2008 werden die 
Herausforderungen in den Mitgliedstaaten genannt, die in der Unzulänglichkeit nationaler und 
regionaler Vorschriften, fehlender Rechenschaftslegung, unzulänglichen 
Durchsetzungsvorschriften der dezentralisierten Verwaltungen sowie in wiederholten Verstößen 
gegen das Gemeinschaftsrecht wegen nicht vorschriftsmäßiger Umsetzung von Richtlinien oder 
Nichtberücksichtigung von EuGH-Urteilen bestehen;

– das in den Richtlinien 2003/4/EG1 und 2003/35/EG2 erwähnte Århus-Übereinkommen räumt der 
Öffentlichkeit allgemein Zugang zu Gerichten ein. Im Jahr 2003 hat die Kommission einen 
Vorschlag für eine – vom EP bereits in erster Lesung angenommene – Durchführungsrichtlinie 
über den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten verabschiedet, um das 
gemeinschaftliche Umweltrecht konsequenter durchsetzen zu können. Es soll leichter gemacht 
werden, Verstoßfälle vor ein nationales Gericht zu bringen, um mehr Bürgernähe bei der 
Problemlösung zu ermöglichen, da bedeutende Verstöße gegen das Gemeinschaftsrecht an 
erster Stelle von den Bürgern gemeldet werden;

– das Europäische Parlament hat ein offenkundiges Interesse an einer wirksamen Umsetzung, 
denn 10 % der Anfragen an die Kommission sowie 35 % der beim Petitionsausschuss des EP 
eingehenden Petitionen betreffen die Umwelt;

– das Gesetz Nr. 349 sah für Vereinigungen nach Artikel 13 die Möglichkeit der Anrufung der 
Verwaltungsgerichte zwecks Überprüfung bzw. Aufhebung nicht mit den Umweltvorschriften 
übereinstimmender Rechtsakte vor;

– die von der italienischen Regierung auf der Grundlage des Gesetzes Nr. 2 vom 28.1.2009 im 
Hinblick auf zügigere Arbeitsabläufe vorgeschlagenen Änderungen von Artikel 18 würden es der 
Verwaltungsjustiz erschweren, eine Aussetzung gesetzwidriger Arbeiten zu beschließen; den 
Klägern würde entweder eine Geldentschädigung im Falle einer berechtigten Klage zuerkannt 
oder sie müssten den Auftraggebern im Falle eines negativen Ausgangs der Klage 
Schadensersatz leisten: ein Abschreckungsmittel, wodurch die Freiheiten der Bürger verletzt 
werden;

Kann die Kommission in Anbetracht dieser Situation Auskunft darüber geben, ob die Vorschläge der 
italienischen Regierung ihrer Ansicht nach im Sinne sowohl der geltenden Richtlinien (in denen der 
uneingeschränkte und effektive Zugang zu umweltbezogenen Informationen und zu Gerichten in 
Umweltangelegenheiten befürwortet werden ) als auch ihrer Empfehlungen vom 18.11.2008 (in denen 
die zahlreichen Verstöße der Mitgliedstaaten sowie der unschätzbare Beitrag von Vereinigungen und 
Bürgern, die bei der Überwachung der Einhaltung der EU-Vorschriften eine Vorreiterrolle spielen, 
aufgezeigt werden) nicht den von der Europäischen Kommission und vom Europäischen Parlament 
unterstützten Forderungen nach Beteiligung der Bürger widersprechen?
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